
Liebe Frau Winter,


im SPD-Regierungsprogramm für diese Bundestagswahl heißt es:


„Als die Friedenspartei in Deutschland setzen wir auf Diplomatie und Dialog, auf zivile 
Krisenprävention und Friedensförderung, auf Abrüstung und Rüstungskontrolle sowie 
internationale Zusammenarbeit. 


Eine Welt ohne Atomwaffen ist und bleibt das Ziel sozialdemokratischer Außenpolitik. Zu 
einer abrüstungspolitischen Offensive gehört, dass bestehende Vereinbarungen über 
Rüstungskontrolle und Abrüstung unbedingt gerettet sowie die Verpflichtungen aus dem 
Nuklearen Nichtverbreitungsvertrag (NVV) umgesetzt werden. Wir brauchen reale 
Abrüstungsschritte. 


Der im Rahmen der Vereinten Nationen beschlossene und inzwischen in Kraft getretene 
Atomwaffenverbotsvertrag bringt eine weitere Dynamik in die Bemühungen für eine 
nuklearwaffenfreie Welt. Deutschland sollte als Beobachter bei der Vertragsstaatenkonferenz 
des Atomwaffenverbotsvertrags die Intentionen des Vertrages konstruktiv begleiten. Auch 
setzen wir uns ein für den Beginn von Verhandlungen zwischen den USA und Russland zur 
verifizierbaren, vollständigen Abrüstung im substrategischen Bereich mit dem Ziel, die in 
Europa und in Deutschland stationierten Atomwaffen endlich abzuziehen und zu vernichten. 
Wir werden zudem Rüstungskontrolle auch in den Bereichen Biotechnologie, Cyber und 
Künstliche Intelligenz etablieren. Die Ächtung autonomer tödlicher Waffensysteme bleibt 
unser Ziel. Bei allen Bemühungen um Abrüstung muss stärker als bisher auch China 
einbezogen werden.


Für uns ist eine restriktive Rüstungsexportpolitik zentral. Wir werden uns dafür einsetzen, 
dass die Ausfuhr deutscher Rüstungsgüter in Staaten außerhalb von EU-, NATO- und denen 
gleichgestellten Ländern weiter eingeschränkt, die Kontrolle über den endgültigen Verbleib 
der Waffen ausgeweitet und absolute Ausnahmen nur im begründeten Einzelfall möglich sein 
werden – öffentlich nachvollziehbar dokumentiert. Das soll in einem Rüstungsexportgesetz 
festgeschrieben werden.


Auch mit unseren europäischen Partnern werden wir eine Verschärfung der EU-
Rüstungsexportvereinbarungen abstimmen. Für Staaten, die weder Mitglied der EU noch der 
NATO sind, ist eine Ratifizierung des Vertrags über Waffenhandel (ATT) und dessen 
konsequente Umsetzung zwingende Voraussetzung für jede Form der 
Rüstungskooperation.“


Hinter diesen Aussagen stehe ich grundsätzlich. 


Persönlich würde ich beim Thema atomare Abrüstung jedoch weitergehen. Deutschland 
sollte aus meiner Sicht dem UN-Vertrag zum Verbot von Atomwaffen beitreten. Das wäre 
allerdings nur dann wirksam, wen Deutschland zugleich in der EU und NATO darauf dringt, 
dass konkrete Schritte atomarer Abrüstung vereinbart werden. Ich möchte nicht im 
Parlament mitwirken, um dauerhaft aus der Opposition darzustellen, wie eine ideale Welt 
aussehen könnte, sondern um zu gestalten, wie man zu den großen Zielen kommt, und dazu 
zählt im Sinne der menschlichen Zivilisation eine atomwaffenfreie Welt.


Viele Grüße


Parsa Marvi



